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HypoVereinsbank
schließt Umbau ab
FRANKFURT/KIEL DieHypoVereinsbank
(HVB) hat den Umbau ihres geschrumpf-
ten Filialnetzes abgeschlossen und plant
vorerst keine weiteren Einschnitte. „Ich
sehe die Filiale als sehr wichtigen Bera-
tungs- und Vertriebsweg, aber er musste
sich wandeln“, sagte HVB-Privatkunden-
vorstand Peter Buschbeck. Die Tochter
der italienischen Großbank Unicredit hat
die Zahl ihrer Filialen in Deutschland von
580auf341verringert.AlleininSchleswig-
Holstein wurden 13 der bisher 41 Filialen
geschlossen. dpa/sh:z

Lebensversicherungen:
Rendite unter Druck
FRANKFURT KundenklassischerLebens-
versicherungen müssen sich wegen der
Niedrigzinsen Branchenvertretern zufol-
ge in den kommenden Jahren auf weiter
sinkende Renditen einstellen. „Wenn die
Zinsen im Euroraum so niedrig bleiben,
dürfte die Überschussbeteiligung im Jahr
2018 im Branchenschnitt 0,2 bis 0,4 Pro-
zent geringer ausfallen als derzeit“, sagte
der Vorstandschef der Alten Leipziger,
Walter Botermann. Der Garantiezins für
Neuverträge dürfte ebenfalls weiter sin-
ken. dpa

FLENSBURG Der Klimagipfel
von Paris hat es deutlich ge-
macht: die Weltwirtschaft be-
findet sich amAnfang eines ge-
waltigen Umbaus. Nachhaltig-
keit und „grüne“Technologien
gewinnenanBedeutung.Einen
wichtigen Beitrag leisten dabei
Start-ups. Das „Green Entre-
preneurship Center“ auf dem
Campus der Flensburger

Hochschulenwill solcheNach-
wuchs-Unternehmen aus dem
Bereich der „Green Economy“
– der grünen
Wirtschaft –
künftig fördern.
„Wir stellen uns
damit nicht nur
in Flensburg
auf“, betont
Dirk Ludewig (Foto), Profes-
sor für Marketing und Entre-
preneurship an der Fachhoch-
schuleFlensburg.Vielmehrsoll
das durch das Interreg-Pro-
gramm gefördete Projekt Lu-
dewig zufolge Schleswig-Hol-

stein weit ausstrahlen – als
Leuchtturm in der Fördestadt.
Das Center ist beheimatet am
Dr. Werner Jackstädt-Zen-
trum,dassichschon inderVer-
gangenheit um die Start-up-
Szene imNorden bemüht hat.
Der neueArbeitsbereich bie-

tet vor allem eines: Chancen.
Rund 13 Prozent der Wirt-
schaftsleistungen kämen
schon heute aus der „grünen
Wirtschaft“, sagt Ludewig.
„Das ist ein Bereich, der in sei-
ner Wichtigkeit noch steigen
wird“, so der Wissenschaftler.
Tatsächlich gehen Schätzun-

gendavonaus,dasssichsowohl
der globale wie auch der deut-
sche Markt in diesem Bereich
bis zum Jahr 2025 zumindest
verdoppeln werden.
Start-ups geben dabei den

Ton an. Denn es sind nicht die

großen Technologie- oder
Energiekonzerne, die mit neu-
en bahnbrechenden Entwick-
lungen aufwarten. „Zwei Drit-
tel aller radikalen Innovatio-
nen im grünen Bereich kom-
menvonStart-ups“, sagtLude-

wig. Und Schleswig-Holstein
soll inZukunftnoch stärkerbei
diesen Innovationen mitmi-
schen. „Wir hoffen natürlich,
dass es mehr grüne Gründun-
gen gibt“, so der Flensburger
Wissenschaftler. 14 Prozent
der Start-ups in Deutschland
gelten Studien zufolge derzeit
als „grün“ – in Schleswig-Hol-
stein sind es 17 Prozent.
Die Aufgabe des „GreenEnt-

repreneurshipCenters“wirdes
sein, Gründer zu informieren,
Kompetenz vorzuhalten. Über
dasWahlfach„MintGreenEnt-
repreneurship“ gibt es ein

Lehr-Angebot an Studierende.
Als Teil des Interreg-Projekts
„Spice2.0“(StudentsPowering
Innovations in Collaboration
with Enterprises) bieten die
„Green Entrepreneurship
Labs“ Studierenden die Mög-
lichkeit ihre Geschäftsmodelle
mit Experten zu diskutieren.
Für die zukunft des Centers
denktLudewigauchüberMög-
lichkeiten eines Finanzier-
ungsnetzwerks nach – damit
grüne Gründungen imNorden
erfolgreich sein können.

Till H. Lorenz
Infos unter: jackstaedt-flensburg.de
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SCHLAGWORT GREEN ECONOMY

Der Begriff der „Green Econo-
my“ (dt. grüne Ökonomie) ist
vor allem seit 2012 aufgekom-
men und zum Teil aus dem
„Green New Deal“ hervorge-
gangen.Der„GreenNewDeal“
meinte letztlich eine Neuaus-
richtung des Kapitalismus hin

zu einer ökologischenWirt-
schaftsform. Vergleichbar be-
zeichnet die „Green Economy“
eineWirtschaftsweise, die auf
ökologischer Nachhaltigkeit
und sozialer Inklusion beruht –
und dabei jedoch weiterhin
profitabel ist. sh:z

Land will Anlagen trotz ablehnender Entscheide der Bevölkerung genehmigen

KIEL Das Land behält sich vor,
auch gegen den Willen einer Ge-
meinde oder trotz eines ablehnen-
den Bürgerentscheids Windkraft-
anlagen zu genehmigen. Das geht
aus einer Antwort der Staatskanz-
lei auf eine Kleine Anfrage des
Landtagsabgeordneten Patrick
Breyer von den Piraten hervor.
Die Auskunft bezieht sich auf

das so genannte Ausnahmeverfah-
ren zum Windkraftausbau. Die
Landesregierung hatte es im Som-
mer eingeführt, nachdem das
Oberverwaltungsgericht die Aus-
weisung der bisherigen neuen
Windeignungsflächen gekippt
hatte. Eigentlich gilt für dieWind-
kraft ein Ausbauverbot, bis neue
Regionalpläne vorliegen. Um die
Energiewendenichtvöllig zumEr-
liegen zu bringen, können nach
demAusnahmeverfahrenneueRo-
toren jedoch unter bestimmten
Bedingungen trotzdem erlaubt
werden.
Das kommt laut Landesplanung

dann in Betracht, wenn sich schon
vorNeufassung der Regionalpläne
klären lässt, dass ein neuer Einzel-
standort nicht die künftige über-
greifende Konzeption des Wind-
kraftausbaus erschwert. Eine ne-
gative Stellungnahme von Ge-
meinde oder Bürgern gegen neue
Mühlen hingegen schließe die An-
wendung der Ausnahmeklausel
keineswegs aus, heißt es in der
Antwort.

Dabei haben zwischen 2009 und
2011 die Bewohner von immerhin
32 Gemeinden per Bürgerent-
scheid Nein zu neuen Windkraft-
anlagen gesagt, teilt die Staats-
kanzleiweitermit.Umzugleich zu
offenbaren, dass diese Zahl keinen
Anspruch auf Vollständigkeit er-
hebt. Einen verlässlichen Über-
blick über Bürgerentscheide habe
das Land nicht, geht aus dem Pa-
pier hervor. Eine Berichtspflicht
darüber für Gemeinden wurde
1996 abgeschafft.

Einwand der Gemeinden
gibt Anlass zur Überprüfung
Besonders pikant: Von 505 noch

nicht genehmigtenWindkraft-An-
trägen liegen 214 außerhalb der
bisher vom Land ausgewiesenen
Windeignungsflächen. Dazu
steckt die Willensbildung auf ört-
licher Ebene vielfach noch in den
Kinderschuhen. Nur einge-
schränkt istöffentlichbekannt,auf
welche Flächen sich diese Anträge
beziehen.
„Der Bürgerwille darf durch das

jetzige Schnellverfahren auf kei-
nen Fall übergangen werden“, for-
dert der Piraten-Abgeordnete.
„Sonst sinkt die Akzeptanz der
Energiewende insgesamt.“ Zumal
das Ausnahmeverfahren nur eine
eingeschränkte Öffentlichkeitsbe-
teiligung vorsehe. Es sei nur für
eindeutige, unstrittige Fälle geeig-
net.

Zudem ruft Breyer das Land da-
zuauf,denBürgerwillenzurWind-
kraft verlässlich abzufragen. Es
solleKartenmitGemeindenveröf-
fentlichen, die sich gegen neue
Mühlen ausgesprochen hätten. So
könnten sich auch Investoren bes-
seraufWiderständeeinstellenund
bei ihrer Entscheidung berück-
sichtigen.
Auf Anfrage versucht die Lan-

desplanung zu beruhigen: Immer-
hin nehme sie Gemeinderatsbe-
schlüsse und Bürgerentscheide
zumAnlass, zuprüfen,ob ineinem
Genehmigungsverfahren alle öf-
fentlichen Belange berücksichtigt
wurden, die es abzuwägen gilt. Al-
soobetwaSiedlungsabständekor-
rekt bemessen, alle schützenswer-
ten Biotope oder Umzingelungs-
wirkung von Windkraftanlagen
beachtet wurden. Dass es zu einer
Windkraft-Genehmigung gegen
denausdrücklichenGemeindewil-
len kommt, erwartet sie trotz der
rechtlichen Möglichkeit dazu der-
zeit nicht. Den Bürgerwillen lan-
desweit zusammentragen will das
Land erst ab Mitte nächsten Jah-
res. Aus Anlass der Teilfortschrei-
bung der Regionalpläne werde es
dann eine umfassende Anhörung
geben. Jede Gemeinde und auch
jeder Bürger könne sich dabei äu-
ßern. Das sei für die Zukunft eine
zuverlässigere Grundlage als frü-
here Bürgerentscheide.

Frank Jung

BERLIN Die Aufarbeitung des
Abgas-Skandals bei Volkswa-
gengeht voran–wirtschaftlich
und politisch. Noch immer ist
unklar, wie viel den Wolfsbur-
ger Konzern ge-
nau kostenwird.
Ausbaden muss
das Fiasko aber
womöglich auch
der ehemalige
VW-Chef Mar-
tin Winterkorn.
Dies behauptet zumindest die
„Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitung“. Ihr zufolge
müsseWinterkornumsein ge-
amtes Vermögen fürchten. Ar-
beitnehmervertreter im Auf-
sichtsrat wollen demnach den
Managerhaftbar
machen. Das
Blatt beruft sich
dabei auch auf
die Einschät-
zung eines
Rechtsprofessor
von der FU Ber-
lin, nach dessen Angaben kön-
ne Winterkorn nicht nur haft-
bar gemacht werden, wenn er
der Firma willentlich gescha-
det habe, sondern auch, wenn
mit den Kontrollen „geschlu-
dert“worden sei. „ImExtrem-
fall sind Winterkorns Erspar-
nisse dann komplett weg“, zi-
tiertdieZeitungdenExperten.
VW hatte mit Hilfe einer

SoftwareAbgastestsbeiMillio-
nenDieselfahrzeugenmanipu-
liert. Allein inDeutschland hat
dasKBA für insgesamt 2,4Mil-
lionen Wagen einen Rückruf

angeordnet, der Anfang 2016
beginnen soll.
AlsKonsequenzausdemAb-

gas-Skandal bei Volkswagen
will Bundesverkehrsminister
Alexander Dobrindt schärfere
Prüfungen für alle großen Au-
tohersteller durchsetzen. „Of-
fenlegung derMotorensoftwa-
re und staatliche Prüfstände
zurNachkontrollewerdenTei-
leeinesumfassendenMaßnah-
menpakets sein“, sagte der
CSU-PolitikergesterninBerlin
und bestätigte damit im
Grundsatz einen Bericht der
„Bild am Sonntag“.
Alle großen Autohersteller

müssennachAngabenderZei-
tung künftig dem Kraftfahrt-
Bundesamt (KBA) ihreMotor-
software offenlegen. Außer-
demsollendiePrüfervonTÜV
undDekra, die die Abgaswerte
bei den Autoherstellern mes-
sen, nach Informationen des
Blatteskünftig regelmäßigaus-
getauscht werden. Zusätzlich
sollen staatlichePrüfstände zu
Nachkontrollen genutzt wer-
den, wie erste Ergebnisse der
vonDobrindteingesetztenUn-
tersuchungskommission erge-
ben hätten.
Die Vorsitzende des Ver-

braucherausschusses des Bun-
destags, Renate Künast (Grü-
ne), forderte von VW-Vertre-
tern vor einem Auftritt in dem
Gremium an diesem Mitt-
woch: „Es ist endlicheineklare
Ansage notwendig, was VW
von sich aus im Wege der Ku-
lanz anbietet.“ dpa/sh:z

Winterkorn

Dobrindt

BERLIN KurzvorWeihnachtenhabendeutscheZüch-
terundVerbraucherschützereinebessereKennzeich-
nung von Gänsefleisch gefordert. Verbraucher könn-
ten derzeit nicht erkennen, ob ihr Fleisch aus Betrie-
benmit Stopfleberproduktion stammt, sagte derVor-
sitzende des Bundesverbandes Bäuerliche Gänsehal-

tung,LorenzEskildsen,der „Welt amSonntag“.Diese
vor allem inOsteuropa verbreitete Herstellungsform
ist inDeutschland verboten. AuchVerbraucherschüt-
zer machten sich für eine klarere Kennzeichnung
stark. Das Bundesernährungsministerium verwies
aufdieEuropäischeUnion. „Eineallgemeinverpflich-

tende Kennzeichnung von Fleisch aus der Fettleber-
produktion muss auf EU-Ebene erfolgen“, sagte eine
Ministeriumssprecherin. Einige EU-Mitglieder stell-
ten sich aber quer. Vor allem Frankreich, wo Gänse-
stopfleber als Delikatesse gilt, soll gegen eine Kenn-
zeichnung sein. dpa
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Uhrzeit Vorwahl Anbieter ct/min

ORTSGESPRÄCHE IM INLAND
montags bis freitags

0−7 Uhr 01028 Sparcall 0,10

01097 01097telecom 0,56

7−19 Uhr 01028 Sparcall 0,72

01052 01052 1,57

19−24 Uhr 01097 01097telecom 0,65

01070 Arcor 0,67

Wochenenden

0−7 Uhr 01028 Sparcall 0,10

01097 01097telecom 0,56

7−24 Uhr 01079 star79 1,49

01097 01097telecom 1,58

FERNGESPRÄCHE IM INLAND
montags bis freitags

0−7 Uhr 01028 Sparcall 0,10

01070 Arcor 0,61

7−9 Uhr 01085 01085 1,00

010052 010052telecom 1,67

9−18 Uhr 01085 01085 1,00

010052 010052telecom 1,67

18−19 Uhr 01085 01085 1,00

010052 010052telecom 1,67

19−24 Uhr 01070 Arcor 0,60

01013 Tele2 0,63

Wochenenden

0−7 Uhr 01028 Sparcall 0,10

01070 Arcor 0,61

7−24 Uhr 01085 01085 1,00

010052 010052telecom 1,27

VOM FESTNETZ ZUM HANDY
montags bis freitags und Wochenenden

0−24 Uhr 01097 01097telecom 1,88

01085 01085 2,50

Zwei günstige Call¯by¯Call Anbieter mit Tarifansage.
Tarife mit Anmeldung, Einwahlgebühr oder einer
Abrechnung schlechter als Minutentakt werden nicht
berücksichtigt. Bei einigen Anbietern kann es wegen
Kapazitätsengpässen zu Einwahlproblemen kommen.

Alle Angaben ohne Gewähr.
Stand: 13.12.2015 Teltarif-Hotline
(Mo-Fr 9-18 Uhr): 0900 1 330100
(1,86 Euro pro Minute von Telekom)

Quelle: www.teltarif.de

Nachr ichten

Grüne Gründerwelten: Hochschulzentrum will Öko-Unternehmen fördern

Windkraftsausbau auch
gegen Bürgerwillen

Winterkorn droht
der Total-Verlust

Gute Gänse – schlechte Gänse
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